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«Juristin in Regierung ist nicht so verkehrt»
DieWikonerGemeindepräsidentin undKantonsrätinMichaela Tschuor tritt für dieMitte bei den Luzerner Regierungsratswahlen an.

DominikWeingartner

Michaela Tschuor hat es ge-
schafft: Sie tritt am 2. April für
die Mitte bei den Luzerner Re-
gierungsratswahlenan –undhat
damit beste Chancen, auf dem
Ticket der grössten Luzerner
Partei in die Kantonsexekutive
gewählt zu werden. Tschuor ist
45 Jahre alt, Gemeindepräsi-
dentin von Wikon, Kantonsrä-
tin, Vizepräsidentin der Kanto-
nalpartei und Unternehmerin.
Sie ist verheiratet und Mutter
von zwei Kindern.

Die Braui in Hochdorf war
gesternAbendzumBerstenvoll.
505DelegiertederMitteLuzern
fanden sich dort ein, um einen
wegweisenden Entscheid für
ihre Partei zu fällen. «Immer
wenn im Kanton Luzern Maj-
orzwahlen anstehen, findet die
grösste Mitte-Versammlung
statt, die es in der Schweiz
gibt», sagte Parteipräsident
Christian Ineichenmit Stolz. Er
freue sich auf einen «denkwür-
digen, besonderen Abend».

Vier Frauen standen zur
Wahl:NebenMichaelaTschuor
warendies die ErmenseerKan-
tonsrätin Claudia Wedekind,
die Krienser Einwohnerrätin
Michèle Albrecht undManuela
Jost-Schmidiger, Gemeinderä-
tin von Beromünster.

RetoWyss ist
unbestritten
DerAbendversprach viel Span-
nung – und er vermochte diese
auch zu halten. Eher unspekta-
kulär verlief zunächst dieNomi-
nation vonFinanzdirektorReto
Wyss, der im April erneut an-
tritt. Der 57-jährige Rothen-
burger, seit 2011 im Amt, war
bei den Delegierten in Hoch-
dorf unbestritten. In seiner

Rede warb der Finanzdirektor
für ein Miteinander von Tradi-
tion und Innovation.

Erst zwei Stundennachdem
Beginn der Versammlung fand
der erste Wahlgang statt. Jede
Kandidatin hatte sich zuvormit
einer Rede vorgestellt. Bei Ma-
nuela Jost-Schmidiger standdie-
se unter dem Motto «Mensch
Manuela». Michaela Tschuor

trat in den Kantonsfarben Blau
und Weiss auf. Claudia Wede-
kind zeigte auf der Leinwand
einen Stuhl und versprach eine
«Politik, die sitzt».UndMichèle
Albrecht brachte ein Bergstei-
gerseilmit auf die Bühne.

AuchGottenundGöttis hat-
tendieKandidatinnen.Bei Jost-
Schmidiger war dies die Rus-
wilerinRegulaBucheli, ehema-

lige Präsidentin der Luzerner
Bäuerinnen. Tschuor schickte
den ehemaligen Kantonsrats-
präsidenten Franz Wüest aus
Ettiswil ins Rennen. Für Clau-
dia Wedekind hatte die 16-jäh-
rige Jilin Casanova einen be-
achtlichen Auftritt. Brigitte
Mürner, erste Regierungsrätin
des Kantons, setzte sich fürMi-
chèle Albrecht ein.

NachweiterenWortmeldungen,
die daraufhin folgten, schritten
die Delegierten zur Wahl. Die
Resultatedes erstenWahlgangs
wurden erst nach 22 Uhr ver-
kündet. Das Ergebnis liess die
Spannung im Saal noch weiter
steigen.DennTschuorhattedas
absoluteMehrvon252Stimmen
mit 246Stimmennurknappver-
passt. Jost-Schmidiger holte 98

Stimmen, Albrecht 87 und We-
dekind deren 72.

InDeutschlandgeboren,
imWiggertaldaheim
Im zweiten Wahlgang war die
Sache dann geritzt. Kurz vor
23 Uhr wurde das Resultat ver-
kündet. Michaela Tschuor war
mit 337 Stimmen gewählt. Im
Braui-Saal brandete lang anhal-
tenderApplaus auf, es gab Stan-
dingOvations.Tschuorbedank-
te sich bei den Delegierten für
dasVertrauenund läutetegleich-
zeitig denWahlkampf ein: «Wir
sind noch nicht am Ziel. Jetzt
fängt die Arbeit erst an.»

Tschuor hatte in ihrer Vor-
stellung hervorgehoben, als Ju-
ristinbestensqualifiziert zu sein
fürdenRegierungsrat. «Eine Ju-
ristin in der Regierung ist nicht
so verkehrt», sagte sie. Tschuor
bekräftigte, ihreHeimat sei das
Wiggertal, obwohl sie in
Deutschland geboren worden
sei. «Ich habe eine deutsch-
schweizerische Doppelbürger-
schaft, unddasGute ist, dass ich
über meine Staatsbürgerschaft
Bescheidweiss», sagte sie inAn-
spielung auf die Staatsbürger-
schafts-Kontroverse um die
Nidwaldner SVP-Bundesrats-
kandidatinMichèle Blöchliger.

«IchstehehierobenmitKon-
zepten»,sagteTschuorebenfalls
bei ihrer Vorstellung. «Ich will
mich mit Haut und Haaren für
den Kanton Luzern einsetzen.»
Sievertreteeine jüngerePolitge-
neration, die aber Respekt habe
vor dem, was bereits geleistet
worden sei. Weiter hob sie ihre
Tätigkeit imWikonerGemeinde-
rathervor.DieGemeindesteckte
voreinpaar Jahren ineiner tiefen
Krise. IndieserFunktionhabesie
Führungserfahrung gewonnen,
soTschuor.

Michaela Tschuor wurde gestern Abend in Hochdorf für die Luzerner Regierung nominiert. Bild: Nadia Schärli (26. Oktober 2022)

Verkehr vermeiden, verlagern, vernetzen
Die Luzerner Regierung hat dasMobilitätskonzept der Zukunft vorgestellt – und lehnt zwei Initiativen ab.

Reto Bieri

Wie überall in der Schweiz
nimmt auch im Kanton Luzern
der Verkehr auf Strasse und
Schiene zu. Um die Herausfor-
derungen inderMobilität zube-
wältigen, hat der Regierungsrat
einen Planungsbericht erarbei-
tet. Gestern hat er das Projekt
namens «Zukunft Mobilität im
Kanton Luzern», kurz «Zumo-
lu», denMedien vorgestellt.

Der zuständige Bau-, Um-
welt- und Wirtschaftsvorsteher
Fabian Peter (FDP) betonte:
«Das Projekt soll die Luzerner
Mobilitätspolitikumfassenddar-
stellen.Ein intelligentes,vernetz-
tesVerkehrssystemundeinedif-
ferenzierte Betrachtung der Be-
dürfnisse in den verschiedenen
Regionen sind entscheidend.»
Während es für die Agglomera-
tion ein entsprechendes Pro-
gramm bereits gebe, fehle ein
solches für den ganzen Kanton.
AlsGrundlage diene derGrund-
gedanke, dass die Verkehrspla-
nung in Luzern dem Prinzip
«Verkehr vermeiden, Verkehr

verlagern,Verkehrvernetzenund
Verkehr verträglich abwickeln»
folgensoll.Dieunterschiedlichen
Voraussetzungen von Stadt, Ag-
glo und Landschaft würden be-
rücksichtigtunddieVerkehrsmit-
tel sowohl auf der Strasse als
auch auf der Schiene entspre-
chend ihrer Stärkeneingesetzt.

Als Schlüsselprojekte be-
zeichnete Peter den Durch-
gangsbahnhof und den Bypass.
LautMobilitätskoordinatorPat-
rickAbeggwerdenneuauchdie
Verkehrsperspektiven2050des
Bundesmiteinbezogen. Zudem
istZumolu lautFabianPeter ab-
gestimmt auf die Luzerner Kli-
ma- und Energiepolitik sowie
die aktuell laufende Revision
des Richtplans.

Nurnoch
einPlanungsinstrument
Heute bestehen imBereichMo-
bilitätdreieinzelnePlanungsins-
trumente:dasBauprogrammfür
dieKantonsstrassen,derÖV-Be-
richt sowie die kantonale Velo-
planung. Diese werden neu im
«Programm Gesamtmobilität»

zusammengefasst.Dieerforder-
lichen gesetzlichen Anpassun-
gen werden dem Kantonsrat in
einer separaten Vorlage unter-
breitet. «Wir müssen den vor-
handenenPlatzunddieRessour-
cen intelligentnutzen,aberauch
unserMobilitätsverhaltenüber-
denken», mahnte der Inwiler
Regierungsrat.GewisseZielkon-
flikte seien nicht zu vermeiden,
alsBeispielnanntePeterdenBo-
denverbrauch. «Lohnt sich eine
Umfahrungsstrasse oder ist das
Kulturlandwichtiger?»

Bei der Vernehmlassung im
Frühlingdieses Jahreswurdevon
bürgerlicher Seite bemängelt,
dasAutowerdezuwenigberück-
sichtigt. Fabian Peter betonte,
die Wahlfreiheit des Verkehrs-
mittels sei weiterhin gegeben.
Patrick Abegg ergänzte, man
wolle der Bevölkerung das Auto
nichtverbieten,eswerde in länd-
lichen Regionen weiterhin eine
starkeRolle spielen.GemässFa-
bian Peter will man zudemdem
Gewerbe- und Wirtschaftsver-
kehr Priorität einräumen. «Die
Umsetzung wird nicht einfach,

aberdieDigitalisierunghilft uns
hierallenfallsweiter.»Gleichzei-
tigmitZumolustelltederRegie-
rungsratdieGegenvorschlägezu
zwei Volksinitiativen vor – zur
«Anti-Stau-Initiative» der Jun-
genSVPsowiezur Initiative«At-
traktive Zentren» der Grünen.
Die Regierung lehnt beide ab.
Fabian Peter sagte: «Die Anlie-
gen der Initiativenmöchten wir
aufnehmen – sie gehen aber aus
Sicht der Regierung in verschie-
denenPunkten zuweit.»

Kantonsingenieurwarnt
vorFolgender Initiative
Die «Anti-Stau-Initiative»
verlangt im Wesentlichen, dass
die Kapazität des kantonalen
Strassennetzes nicht reduziert
werden darf. Ziel des Gegenvor-
schlags sei der Erhalt der Leis-
tungsfähigkeitderKantonsstras-
sen für alle Mobilitätsformen,
nicht nur für den motorisierten
Individualverkehr, sagte Kan-
tonsingenieurGregorSchwegler.
Erwarnte,mitder Initiativeseien
höhereInfrastrukturkostensowie
Landverbrauch zu erwarten.

Die Volksinitiative «Attraktive
Zentren» strebt eine siedlungs-
verträglichere Gestaltung von
Ortszentren entlang von Kan-
tons-undGemeindestrassenan.
Der Gegenentwurf soll laut
Schwegler die Anliegen der
Volksinitiativemehrheitlichauf-
nehmen, aber nur für Kantons-
strassen, da man nicht in die
KompetenzderGemeindenein-
greifen wolle. Der Gegenvor-
schlag lasse zudemmehrHand-
lungsspielraumzuals die Initia-
tive, sagte Fabian Peter.

Der Kantonsrat behandelt
den Planungsbericht Zumolu
sowie die beiden Initiativen vo-
raussichtlich in der Januarses-
sion. Erste Reaktionen gab es
gestern von links: Die Grünen
begrüssendieStossrichtungvon
Zumolu, stören sich aber ander
Unterstützung für den Bypass.
Die «Anti-Stau-Initiative» so-
wie die beiden Gegenvorschlä-
ge lehnt die Partei ab. Die SP
sagtNein zur«Anti-Stau-Initia-
tive» sowie dem Gegenvor-
schlag und unterstützt die Ini-
tiative der Grünen.

FabianPeter
Luzerner Regierungsrat (FDP)

«Wirmüssenden
vorhandenenPlatz
unddieRessourcen
intelligentnutzen,
aberauchunser
Mobilitätsverhalten
überdenken.»


